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1. Zwangsverwaltung von Grundſtücken im Jahr 1911 .
Im Jahr 1911 wurden 280 Zwangsverwaltungen von Grundſtücken rechtskräftig angeordnet .Die Zahl der neuen Anordnungen war geringer als in den drei Vorjahren .
Nahezu neun Behntel der Verfahren ( 242 oder 86,4 erfaßten wieder Grundeigentum von

gewerbe - und handeltreibenden Perſonen , während der Grundbeſitz von Land - und Forſtwirten nurin 17 Fällen der Zwangsverwaltung verfiel . In 3 Verfahren waren die Vollſtreckungsſchuldner
Erwerbstätige in beiden vorgenannten Berufsgruppen und in 18 Angehörige der freien Berufe ,Beamte und berufsloſe Perſonen .

Mit Ausnahme von 8 Verfahren , in denen lediglich unüberbaute Grundſtücke in Zwangs⸗
verwaltung genommen wurden , erſtreckten ſich alle neuen Zwangsverwaltungsanordnungen aufGebäude ( 272 oder 97,1ö8 ) , davon in 39 Verfahren außerdem auf ſonſtigen liegenſchaftlichenBeſitz. Im geſamten wurden 380 Gebäude in Zwangsverwaltung genommen , wovon die weit
überwiegende Mehrzahl ( 275 oder 72,4/ %/ ) ausſchließlich oder vornehmlich Wohnzwecken diente ;59 waren Gewerbeanlagen und 46 landwirtſchaftliche Wirtſchaftsgebäude . Die unüberbauten Grund —
ſtücke hatten einen Flächengehalt von 150 ha ; 102 ha davon waren landwirtſchaftlich angebaut .

Der Wert der ſämtlichen im Jahr 1911 in Zwangsverwaltung genommenen Grundſtückebelief ſich auf 16,0 Mill . AM6, derjenige der vollſtreckten Eigentümer aus dem Stande der Gewerbe⸗Handel - und Verkehrtreibenden allein auf 14,8 Mill . / ( ET
In 191 Fällen ( 68,2 // ) bildeten die zwangsverwalteten Grundſtücke das geſamte Grund —

eigentum der vollſtreckten Eigenbeſitzer ; in 30 Verfahren wurde die Zwangsverwaltung währendeines gegen den Vollſtreckungsſchuldner im Laufe befindlichen Konkursverfahrens angeordnet .
Bei je einem Drittel der Verfahren ( 93 bezw. 90 ) waren verſchuldetes oder unverſchuldetesUnglück beim Geſchäftsgang linsbeſondere verunglückte Spekulation , ſchlechter Geſchäftsgang uſw. )und die freiwillige ungünſtige oder leichtfertige Übernahme der Grundſtücke ( vornehmlich Rauf ohneVermögen, Mangel an Betriebskapital , ungünſtiger Kauf uſw. ) die Haupturſachen der Notlage ,welche die Zwangsvollſtreckung zur Folge Hatten . Aber auch dag unmittelbare eigene Verſchuldender Beſitzer chauptſächlich ſchlechte Geſchäftsführung , Leichtſinn , ſchlechte Haushaltung uſw. ) führtein einer großen Zahl von Fällen ( 52 oder 18,6 %) zur Zwangsverwaltung . Nächſt dieſen Urſachenwaren es ungünſtige Familienverhältniſſe und Krankheit (in 21 oder 7,5 ſ/ ) ſowie ſchlechte Zeiten ,Mangel an Verdienſt oder geringer Verdienſt ( in 16 oder 5,/ ) , welche die Zwangsvollſtreckungherbeiführten.

Die Forderungsanſprüche ſämtlicher Betreibungsgläubiger machten die Summe von 3,2 Mill . /
aus ; dieſe betrugen ſomit ein ſchwaches Fünftel des Werts der Vollſtreckungsobjekte.

Die erſtbetreibenden Gläubiger hatten allein 3,0 Mill ./ zu fordern , hauptſächlich herrührendMS Darlehen ( in 213 Verfahren 2 , Mill . JM) . Ju nahezu vier Fünftel der Fälle ( 222 oder29,3 %) hatten diefe Gläubiger ihren Wohnſitz (Betriebsſitz ) im Großherzogtum ; nur 40 ( 14,3 W $
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ber erſtbetreibenden Gläubiger wohnten in andern deutſchen Bundesſtaaten und 18 ( 6,4 %) im

Reichsausland , und zwar ſämtliche in der benachbarten Schweiz .
Der Zahl nach waren die meiſten Erſtbetreibenden ( 103 oder 36,8 f ) Berufstätige in

Gewerbe , Induſtrie , Handel und Verkehr ; die nächſtgrößten Zahlen Einleitungsgläubiger ſtellten

die Pfandbriefinſtitute ( 59 oder 21,1/ ) und die Sparkaſſen ſowie Erwerbs - md Wirtſchafts⸗

genoſſenſchaften ( 55 oder 19,6 ) . Nach der Höhe der Forderungsanſprüche ſtehen aber die beiden

letztgenannten Gläubigergruppen mit 984000 ( 32 , / ) und 862000 M ( 28,6 ) ͤan der

Spitze und kommen erſt an dritter Stelle die Gewerbe - und Handeltreibenden mit 765 000 b

( 25,4 ] .
Hypothekariſch geſichert waren Forderungen der Einleitungsgläubiger in 257 Fällen ( 91,8 %)

mit 3,0 Mil . AM und zwar in 126 Verfahren ganz oder zum Teil durch I . Hypothek mit

1,9 Mil . „ J . Die reinperſönlichen (pfandloſen ) Forderungen beliefen ſich in 23 Verfahren auf

18000 Mo.

Bon den aus den Vorjahren Übergegangenen und 1911 nen angeordneten ( 167 + 280 = )

447 Zwangsverwaltungen wurden 259 im Laufe des Jahres 1911 wieder rechtskräftig aufgehoben ,

ſo daß auf Jahresſchluß 1911 noch 188 Verfahren im Laufe waren . Der Wert der durch die

Aufhebungen freigegebenen Grundſtücke belief ſich auf 14,7 Mill . Ab; Ende 1911 erſtreckten ſich

die Zwangsverwaltungen noch auf Grundſtücke im Wert von 13,2 Mill . Mb,

Die aufgehobenen Verfahren währten zu mehr als neun Zehntel ( in 237 oder 91,5 „%ͤ Fällen )

nur 1 Jahr und weniger ( 85 bis zu 3, 86 bis zu 6 Monaten und 66 bis zu 1 Jahr ) , 18 hatten

eine Dauer bis zu 2 Jahren und 4 eine ſolche bis zu 3 Jahren .

In 160 ( 61,8 / ) der aufgehobenen Verfahren waren aus dem Ertrage der zwangsverwalteten
Grundſtücke Verwaltungsausgaben und Verfahrenskoſten im Geſamtbetrage von 59 000 % zu

beſtreiten . Überſchüſſe wurden nur in 130 Fällen ( 50,2 /½) erzielt . Dieſe betrugen im ganzen

123000 % und kamen auf die in § 10 Ziffer —5 Zwe6 bezeichneten Anſprüche zur Ver⸗

teilung .
Die Mehrzahl der Zwangsverwaltungen ( 145 oder 56,0 / ) wurde infolge Zuſchlags der

Grundſtücke in einem gleichzeitig betriebenen Zwangsverſteigerungsverfahren aufgehoben , 111

( 42,8 0h) erlebigten ſich durch Zurücknahme des Vollſtreckungsantrags und nur 3 Verfahren ( 1,2 o )

endigten durch Befriedigung der Gläubiger .
Aus der nachſtehenden Überſicht ergibt ſich für das Jahr 1911 die Verteilung der Zwangs⸗

verwaltungen auf die 7 größten Städte mit über 20000 Einwohnern und das übrige Groß⸗
herzogtum .

Anordnungen | Aufhebungen Stand auf Jahresſchluß

Städte Zahl Wert der | Bahl Wert Der | Zahl Wert der
Der Grundſtücke der Grundſtücke |

der Grundſtücke
Verfahren 1000 % Verfahren 1000 % Verfahren 1000 %

EE a eT enn IA BATAL ul D 4164 60 4739

MOTTE i tind 27 1624 22 1464 14 1 049

EDILA . dianes keib i G LAT TA NBA 1696 | 18 801

TOE e Ah AE LERLF 19 TLB . 12 748

KENELER 0 i aS 32 Zihi h 29 OBUT 4 29 2610

ARE ae atndy 6 490 6 406 4 277

DADE asar Ai 18 OLD : i 16 TIBA 8 685

Summe dieſer Städte . 195 14145 8188 12574 140 10 909

Übriges Großherzogtum 85 2730 76 2 102 48 2260

2. Die Aufwendungen für die öffentlichen Volksſchulen leinſchl. Fortbildungs⸗

ſchulen ) und die höheren Lehranſtalten in Baden .

Die amtlichen ſtatiſtiſchen Veröffentlichungen über die Volksſchulen wie über die höheren

Lehranſtalten erſtreckten ſich bisher in Baden auf die Zahl der Schulen und Schulorte , bezw. auf
die Gattung der Anſtalten und deren Klaſſenzahl ſowie auf Angaben über Lehrkörper und Schüler ;

dagegen wurden Nachweiſungen über die Ausgaben für dieſen Unterricht in dieſem Zuſammenhang

nicht bekanntgegeben . Ermittelungen über die Aufwendungen für die Volksſchulen wurden bisher

nur dreimal für reichsſtatiſtiſche Zwecke gemacht , und zwar für die Jahre 1900 , 1906 und 1910 ,

und follen künftighin alle 5 Jahre wiederholt werden , um ein vollſtändiges Bild von den Stand
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